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ff. folgende (eine unbestimmte Vielzahl von Seiten/Vorschriften; je

nach Zusammenhang)
Fn. Fußnote, Fußnoten (je nach Zusammenhang)
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FPR Familie, Partnerschaft, Recht
FS Festschrift
GEDIP Groupe européen de droit international privé
GEKR Gemeinsames Europäisches Kaufrecht
gem. gemäß
GPR Zeitschrift für Gemeinschaftsprivatrecht
GS Gedächtnisschrift
HarvLRev. Harvard Law Review
Hrsg. Herausgeber, Herausgeberin, Herausgeberinnen (nach Zusam-

menhang)
HS Halbsatz
ICLQ The International and Comparative Law Quarterly
IECL International Encyclopedia of Comparative Law
i. e. S. im engeren Sinne
IHR Internationales Handelsrecht
Int. J. Legal Info. International Journal of Legal Information
Int’l L The International Lawyer
IPR Internationales Privatrecht
IPRax Praxis des Internationalen Privat- und Verfahrensrechts
IPRG IPR-Gesetz
i. w. S. im weiteren Sinne
IZVR Internationales Zivilverfahrensrecht
JA Juristische Arbeitsblätter
JBl. Juristische Blätter
J. Comp. Legisl. and Int. L. Journal of Comparative Legislation and International Law
J. Priv. Int. L. Journal of Private International Law
Jura Juristische Ausbildung
JuS Juristische Schulung
JZ JuristenZeitung
Kap. Kapitel
KB Law Reports, King’s Bench
lit. litera, literae, Buchstabe, Buchstaben (nach Zusammenhang)
LMCLQ Lloyd’s Maritime ans Commercial Law Quarterly
LQR The Law Quarterly Review
LTNS Law Times Reports (New Series) (1857–1947)
MDR Monatsschrift für Deutsches Recht
MittBayNot Mitteilungen des Bayerischen Notarvereins, der Notarkasse und

der Landesnotarkammer Bayern
MittRhNotK Mitteilungen der Rheinischen Notarkammer
Mod. L. Rev. The Modern Law Review
MPI Max-Planck-Institut
m. w. Nachw. mit weiteren Nachweisen
nat. nationaler, nationale, nationales (nach Zusammenhang)
NiemZ Niemeyers Zeitschrift für internationales Recht
NJW Neue Juristische Wochenschrift
Nord. J. Int. Law Nordic Journal of International Law
NZBau Neue Zeitschrift für Baurecht und Vergaberecht
NZV Neue Zeitschrift für Verkehrsrecht
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ÖJZ Österreichische Juristen-Zeitung
OUP Oxford University Press
RabelsZ Rabels Zeitschrift für ausländisches und internationales Privat-

recht
RdA Recht der Arbeit – Zeitschrift für dieWissenschaft und Praxis des

gesamten Arbeitsrechts
RDC Recueil des cours
Rdnr. Randnummer, Randnummern (nach Zusammenhang)
Rec. des Cours Recueil des cours de l’Académie de droit international de La

Haye
rechtl. rechtlich, rechtliche (nach Zusammenhang)
Rev. crit. dr. int. priv. Revue critique de droit international privé
RIW Recht der Internationalen Wirtschaft
Rom I-VO Rom I-Verordnung (Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates über das auf vertragliche
Schuldverhältnisse anzuwendende Recht vom 17.6.2008)

Rom II-VO Rom II-Verordnung (Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates über das auf außervertragliche
Schuldverhältnisse anzuwendende Recht vom 11.7.2007)

Rom III-VO Rom III-Verordnung (Verordnung (EU) Nr. 1259/2010 des Rates
zur Durchführung einer verstärkten Zusammenarbeit im Bereich
des auf die Ehescheidung und Trennung ohne Auflösung des
Ehebandes anzuwendenden Rechts vom 20.12.2010)

RRa. Reise Recht Aktuell
s. siehe
S. Satz, Seite, Seiten oder Siehe (nach Zusammenhang)
SchiedsVZ Zeitschrift für Schiedsverfahren
Slg. Sammlung der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes
SLR Statute Law Review
SLT Scots Law Times
sog. so genannter, so genannte, so genannten (nach Zusammenhang)
StAZ Das Standesamt
SZIER/RSDIE Schweizerische Zeitschrift für internationales und europäisches

Recht/Revue suisse de droit international et européen
TranspR Transportrecht
Tul. L. Rev. Tulane Law Review
u. a. unter anderem
UN United Nations, Vereinte Nationen
Univ. Universität
Unterabs. Unterabsatz
usw. und so weiter
v. vom, von (nach Zusammenhang)
Va. J. Int’l L. Virginia Journal of International Law
Vand. J. Transnational L. Vanderbilt Journal of Transnational Law
VersR Versicherungsrecht
vgl. vergleiche
VO Verordnung
Vol. Volume
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Vorb. Vorbemerkung, Vorbemerkungen (nach Zusammenhang)
W. L. R. Wisconsin Law Review
Wm. & Mary L. Rev. William & Mary Law Review
WM Bl. William Blackstone’s King’s Bench Reports
WRP Wettbewerb in Recht und Praxis
YbPIL Yearbook of Private International Law
ZBl. Zentralblatt für die juristische Praxis
ZErb. Zeitschrift für die Steuer- und Erbrechtspraxis
ZEuP Zeitschrift für Europäisches Privatrecht
ZEuS Zeitschrift für Europäische Studien
ZEV Zeitschrift für Erbrecht und Vermögensnachfolge
ZfRV Zeitschrift für Europarecht, Internationales Privatrecht und

Rechtsvergleichung
ZGR Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht
ZHR Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Wirtschaftsrecht
zugl. zugleich
ZVglRWiss. Zeitschrift für Vergleichende Rechtswissenschaft
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Einführung

§ 1 Anlass und Ziel der Arbeit

Die Bedeutung der Parteiautonomie in Europa hat sich im Zuge der Harmoni-
sierung des Internationalen Privatrechts durch den europäischen Gesetzgeber in den
letzten Jahren tiefgreifend gewandelt. Im Gegensatz zum nationalen Kollisionsrecht
der EU-Mitgliedstaaten knüpft der europäische Gesetzgeber heute in größerem
Umfang rechtsgebietsübergreifend an den Parteiwillen an. Während die Rechtswahl
auf der Ebene des nationalenRechts zuvor jenseits des InternationalenVertragsrechts
von eher untergeordneter Bedeutung war, setzt der europäische Gesetzgeber stärker
auf die Parteiautonomie.1 Sie ist nicht mehr länger in erster Linie ein Prinzip des
Internationalen Vertragsrechts, sondern findet neuerdings auch im Recht der au-
ßervertraglichen Schuldverhältnisse, im Internationalen Scheidungs- und Erbrechts
stärkere Berücksichtigung.

Die gewandelte Rolle der Parteiautonomie wirft neue Fragen auf. Es ist bei-
spielsweise von Interesse, wie es zu einer solchen Erweiterung der Rechtswahl-
möglichkeiten imZuge der Europäisierung des Internationalen Privatrechts kommen
konnte und wo die Rechtswahlfreiheit in Europa ihren Anfang nahm. In diesem
Zusammenhang stellt sich auch die Frage, mit welcher inneren Rechtfertigung das
neue Ausmaß der Parteiautonomie im europäischen Recht dogmatisch begründet
werden kann.

Es stellt sich des Weiteren die Frage, ob der europäische Gesetzgeber in den
Rechtswahlnormen den besonderen Bedürfnissen der jeweiligen Rechtsgebiete
ausreichend Rechnung getragen hat und ob die einzelnen Rechtswahltatbestände für
sich betrachtet gelungen sind. Angesichts der Verteilung der einzelnen Rechts-

1 Die einzelnen Verordnungen enthalten jeweils eigene Rechtswahltatbestände: Art. 3 der
Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17.6.2008
über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom I), ABl.EU Nr. L 177
v. 4.7. 2008, S. 6; Art. 14 der Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 11.7.2007 über das auf außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende
Recht, (Rom II), ABl.EU Nr. L 199 v. 31.7. 2007, S. 40; Art. 5 der Verordnung (EU) Nr 1259/
2010 des Rates zur Durchführung einer verstärkten Zusammenarbeit im Bereich des auf die
Ehescheidung und Trennung ohne Auflösung des Ehebandes anzuwendenden Rechts vom
20.12.2010 (Rom III-VO), ABl.EU Nr L 343 v. 29.12.2010, S. 10; Art. 22 der Verordnung
(EU) Nr. 650/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4.7.2012 über die Zu-
ständigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidun-
gen und die Annahme und Vollstreckung öffentlicher Urkunden in Erbsachen sowie zur Ein-
führung eines Europäischen Nachlasszeugnisses; ABl.EU Nr. L 201 v. 27.7. 2012, S. 107.



wahlnormen auf verschiedene europäische Rechtsakte drängt sich zudem die Frage
nach der Kohärenz der jeweiligen Normen auf. Die vorliegende Arbeit möchte die
Unterschiede und Gemeinsamkeiten der einzelnen Rechtswahltatbestände aufzeigen
sowie ausgewählte Streitfragen innerhalb der einzelnen Verordnungen erörtern und
die Grundlagen der Rechtswahlfreiheit im europäischen Kollisionsrecht auf breiter
Ebene herausarbeiten.

Aufbauend auf einer Analyse des europäischen Kollisionsrechts wird anschlie-
ßend untersucht werden, ob sich einzelne Aspekte der Rechtswahl verallgemeinern
und gegebenenfalls in einer Generalnorm zusammenfassen lassen. Innerhalb der
Rechtswissenschaft ist seit einiger Zeit in der Diskussion, ob die Schaffung eines
Europäischen Gesetzbuches für internationales Privatrecht, das Fragen des Inter-
nationalen Privatrechts regeln und bestehende Lücken des europäischen Verord-
nungsrechts schließen könnte, sinnvoll ist. In diesem Zusammenhang wird auch die
Möglichkeit einer allgemeinen Generalnorm zur Rechtswahl im Allgemeinen Teil
eines solchen Werks diskutiert, die grundlegende Fragen der subjektiven Anknüp-
fung einheitlich regelt.2 Dem deutschen Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Ge-
setzbuch (EGBGB) war eine solche lex generalis zur Rechtswahl bisher fremd, da es
sich bei der Rechtswahl in erster Linie um ein Konzept des Internationalen Ver-
tragsrechts handelte und daher eine vor die Klammer gezogene allgemeine
Rechtswahlnorm nicht möglich war.

Die vorliegende Arbeit möchte diesen und weiteren Fragen rund um die
Rechtswahlfreiheit im europäischen Kollisionsrecht nachgehen. Zwar gibt es bereits
bedeutende Arbeiten in diesem Bereich, die allerdings aufgrund der zahlreichen
Fragestellungen, die sich im Zusammenhang mit der Rechtswahl stellen, das Thema
nicht erschöpfend behandeln und daher Raum für weitere Untersuchungen lassen.3

2 Eine Generalnorm zur Rechtswahl in einem Allgemeinen Teil des europäischen Kolli-
sionsrechts ablehnend Kreuzer, in: Jud/Rechberger/Reichelt (Hrsg.), Kollisionsrecht in der
Europäischen Union. Neue Fragen des Internationalen Privat- und Zivilverfahrensrechts, S. 1;
Heinze, in: FS Kropholler, 105 ff.; Sonnenberger, in: FS Kropholler, 227 ff.; differenzierter,
jedoch im Ergebnis ebenfalls ablehnend Mansel, in: Leible/Unberath (Hrsg.), Brauchen wir
eine Rom 0-VO?, S. 241, 291; a.A. allerdings nur imHinblick auf die Verordnungen Rom I und
II Nehne, Methodik und allgemeine Lehren, 270; der Ansicht, dass eine Schließung der be-
stehenden Regelungslücken Vorrang habe Kramer/De Rooij/Lazić/Blauwhoff/Frohn, Ge-
meinsamer Bericht der Arbeitsgruppe im Auftrag des Rechtsausschusses des Europäischen
Parlaments: Ein europäischer Rahmen für das internationale Privatrecht, S. 103 f. Bereits
Kühne bezeichnete es im Jahr 1973 als „verlockendes Unterfangen“, die Rechtswahlfreiheit als
allgemeines Prinzip des Internationalen Privatrechts zu untersuchen, sofern es einmal zu einer
rechtsgebietsübergreifendenVerbreitung der Parteiautonomie kommen sollte, sieheKühne, Die
Parteiautonomie im internationalen Erbrecht, S. 18.

3 Siehe beispielsweiseMansel, in: Leible/Unberath (Hrsg.), Brauchenwir eineRom0-VO?,
S. 241 ff.; Kroll-Ludwigs, Die Rolle der Parteiautonomie im europäischen Kollisionsrecht;
Nehne, Methodik und allgemeine Lehren, S.231 ff.; G. Rühl, in: FS Kropholler, 187 ff.
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§ 2 Präzisierung des Themas

Das Vorhaben der Untersuchung der Rechtswahlfreiheit im europäischen Inter-
nationalen Privatrecht bedarf der Präzisierung. Die Untersuchung der Geschichte der
Parteiautonomie im ersten Teil der Arbeit beschränkt sich auf ausgesuchte Beispiele
aus der Geschichte der Parteiautonomie. Ein Kriterium bei der Auswahl der histo-
rischen Quellen war die Zugänglichkeit der Texte im Original in digitalisierter Form
oder deren Veröffentlichung in Sekundärliteratur. Das Ziel der Arbeit besteht nicht
darin, einen möglichst vollständigen rechtshistorischen Abriss zur Rechtswahlfrei-
heit zu bieten, sondern darin, die theoretischen Unterschiede hinsichtlich der Me-
thode der Rechtswahl innerhalb der einzelnen Epochen des Internationalen Privat-
rechts aufzuzeigen und die Unterschiede zur heutigen Parteiautonomie herauszu-
arbeiten.

Bei der Untersuchung der Rechtswahltatbestände im nationalen Kollisionsrechts
des 20. Jahrhunderts beschränkt sich die Arbeit auf das nationale deutsche, fran-
zösische und englische Kollisionsrecht. Zum einen waren die Sprachkenntnisse der
Autorin für die Auswahl der Rechtsordnungen entscheidend, da die Möglichkeit des
Studiums der Originaltexte bei der rechtlichen Analyse des fremden Rechts un-
verzichtbar war. Zum anderen sind das deutsche und das französische Recht für eine
Analyse kollisionsrechtlicher Fragen prädestiniert, da die Länder aufgrund ihrer
zentralen Lage in Europa häufigmit grenzübergreifenden Sachverhalten konfrontiert
waren und daher früh eine fundierte internationalprivatrechtliche Dogmatik entwi-
ckelt hatten. Die französische Sichtweise war zudem im Zusammenhang mit der
Parteiautonomie von besonderem Interesse, da in Frankreich einer der letzten großen
Gegner der Parteiautonomie in Europa, Henri Batiffol, wirkte. Batiffol verweigerte
der Parteiautonomie noch bis in dieMitte des 20. Jahrhunderts dieAnerkennung, was
im Vergleich zu anderen europäischen Rechtswissenschaftlern eine Besonderheit
darstellte.4 Für die Einbeziehung des englischen Rechts war entscheidend, dass auf
diese Weise die spezielle Sichtweise des Common Law berücksichtigt werden
konnte.

Die Überlegungen zur dogmatischen Legitimation der Parteiautonomie im
zweiten Teil der Arbeit bauen in erster Linie auf den Diskussionen innerhalb der
deutschen Rechtslehre auf und richten an geeigneten Stellen den Blick auf die
Diskussion in anderen Jurisdiktionen.

Die Analyse der Rechtswahltatbestände im europäischen Verordnungsrecht be-
schränkt sich auf ausgewählte europäische Rechtsakte. In die Untersuchung ein-
bezogen werden die Rechtswahlnormen der Rom I-VO5, Rom II-VO6, Rom III-VO7

4 Batiffol/Lagarde, Droit international privé, S. 260.
5 Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17.6.

2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom I), ABl.EU Nr.
L 177 v. 4. 7.2008, S. 6.
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